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Frauenrecht
Die Convention on the Eli

Against Women

Karola Wolprecht

Die Vereinten Nationen habensichseit ihrer Gründungfür die

Gleichberechtigung der Geschlechter eingesetzt: Während

die Völkerbundsatzung von 1919 ausschließlich auf Frie-

denssicherung ausgerichtet war, bekannte sich die UNO-

Charta von 1945 zur Gleichberechtigung der Geschlechter.

Auch die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von

1948 unddie beidenInternationalen Pakte von 1966 überwirt-

schaftliche, soziale und kulturelle Rechte (IPwirtR) und über

bürgerliche und politische Rechte (IPbürgR) enthalten ein

Verbot der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts.

Esstellte sich jedoch bald heraus, dassallein mit den allge-

meinen Menschenrechtspakten keine tatsächliche Gleich-

stellung der Geschlechter zu erreichenist, sondern explizite-

re Normennötig sind. Zwar könnte man meinen, dies sei nicht

nötig, da die Gleichberechtigung ja schonin denallgemeinen

Menschenrechtspakten verankertist. Für diekonkrete Rechts-

anwendung macht es aber einen großen Unterschied, ob nur

lapidar in einem Satz die Gleichberechtigung festgestellt und

die Interpretation weitgehend den Unterzeichnerstaaten an-

heimgestellt wird oder ob die konkreten Inhalte durch die

Staatengemeinschaft festgelegt sind. Darin liegt der Sinn von

eigens für Frauen geschaffenen Konventionen.

Deshalb hat die UNO zunächstin gewissen Einzelbereichen

Regelungen zugunsten von Frauen geschaffen, zum Bei-

spiel hinsichtlich politischer Rechte und der Staatsange-

hörigkeit. Dann setzte sich allerdings die Einsicht durch,

dass ein umfassenderes Vorgehennötig sei: So wurde 1967

eine Deklaration über die umfassende Beseitigung derDis-

kriminierung der Frau verabschiedet,die allerdings, wie alle

Resolutionen der UNO-Generalversammlung,nicht rechts-

verbindlichist. !

CEDAW - erstes umfassendes
Rechtsinstrument
1979 wurde das erste umfassende und rechtsverbindliche

Instrument zum Abbau geschlechtsspezifischer Diskrimi-

nierung verabschiedet?: die Convention on the Elimination

of all Forms of Discrimination against Women (CEDAW). Sie

enthält in ihrem Teil | (Art. 1-6) zunächst eine Definition des

Begriffs "Diskriminierung der Frau”, wobei nicht nur beab-

sichtigte, sondern auch unbeabsichtigte, insbesondere

strukturelle Benachteiligungen erfasst werden. Ausdrück-

lich ist festgelegt, dass der Familienstand nicht Anknüp-

fungspunktfür Benachteiligungensein darf.
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Wichtig ist, dass die CEDAW über dasZiel rein formaler

Gleichberechtigung hinausgeht und zur tatsächlichen Ver-

wirklichung dieses Grundsatzesverpflichtet (Art. 2 a). Zu die-

, sem Zwecksind zeitweilige Fördermaßnahmen, die Männer

benachteiligen, wie beispielsweise Quoten, ausdrücklich er-

laubt (Art. 4). Dafür, dass die Verabschiedung der CEDAW

mehr als 20 Jahre zurückliegt, ist das geradezu revolutionär.

Weiterhin verpflichten sich die Unterzeichnerstaaten, nicht

nur jegliche Nachteile im Verhältnis vom Staat zur Bürgerin zu

beseitigen, sondern auch auf den Abbau von Diskriminierung

im privaten Bereich, zum Beispiel in Unternehmenoder Fa-

milien, hinzuwirken (Art. 2 e). Bedeutsam ist außerdem die

angestrebte Beseitigung aller stereotypen Rollenbilder und

das Ziel einer gemeinsamen Verantwortung von Mann und

Frau für die Erziehung der Kinder(Art. 5). Umstrittenistaller-

dings, ob die Vorschriften des Teil | nur Verpflichtungenfür die

Vertragsstaaten? oder aber durch Individuen einforderbare

Rechte‘ darstellen.

In den nachfolgendenTeilenIl bis IV werdeneineVielzahl ein-

'zelner Rechte in den verschiedensten Bereichengarantiert,

wie zum Beispiel das Recht auf gleichberechtigte Wahrneh-

mungöffentlicher Ämter, auf Chancengleichheit beim berufli-

chen Aufstieg, das Verbot der Diskriminierung von Frauen bei

Entlassungen, gleiche Rechtehinsichtlich Bildung und Wei-

terbildung, die freie Wahl des Ehegatten, gleiche Rechte be-

züglich der Staatsangehörigkeit bei der Eheschließung, glei-

che Rechte und Pflichten in der Elternschaft, gleiche Mö-

glichkeit zur Teilnahme am Sport, gleiche Rechte bei der Ver-

gabe von Krediten. Lehrbücher, die stereotype Rollenbilder

vermitteln, sollen überarbeitet, die Vereinbarkeit von Beruf

und Familie durch die Schaffung von Kindergärten gefördert

werden. Aufgrund dieser umfassendenundin allen Lebens-

bereichen wirkenden Garantien wird die CEDAW auchals “in-

ternationalbill of rights for women” bezeichnet.

Die Überwachung der CGEDAW-Garantien
Zur ÜberwachungderEinhaltung des Übereinkommenswur-

de ein Ausschuss, der sogenannte Frauenrechts- oder CE-

DAW-Ausschuss (Committee on the Elimination of Discrimi-

nation against Women), eingerichtet. Solche Ausschüsse be-

standenbereits nach einigen anderen Menschenrechtsver-

trägen; der bekannteste ist der Menschenrechtsausschuss

nach dem IPbürgR. Der Frauenrechtsausschuss besteht aus -
23 unabhängigen Sachverständigen, wobeistolz verkündete



wurde, dass er in den nahezu 20 Jahren seines Bestehens,

von einer Ausnahme abgesehen, ausschließlich mit Frauen

besetzt war. Der Abbau geschlechtsspezifischer Nachteile ist

‚durchaus aber keine reine “Frauensache”, sondern ein ge-
samtgesellschaftliches Anliegen - daß der Schwede Göran

Melander’kürzlich in das Gremium gewählt wurde, ist nun

möglicherweise Zeichen eines Umdenkens.

Die Überwachung der CEDAW erfolgt, indem die Staaten

dem Ausschuss regelmäßig überdie Situation der Frauen in

ihrem Land berichten. Diesesin Art. 18 ff. CEDAW festgeleg-

. te sog. Berichtsverfahren entspricht demjenigen andererin-

ternationaler Menschenrechisverträge. Der Ausschuss prüft

die Länderberichte, lobt gute Entwicklungen, kritisiert Defizi-

te und empfiehlt weitere konkrete Schritte. Dieses Verfahren

des "konstruktiven Dialogs” kennt als einziges Druckmittel nur

die öffentliche Bloßstellung eines Staates. Die Berichte wer-

den von den Regierungenverfaßt, die sicher zu einer zu po- .

 sitiven Darstellung neigen. Als Gegenpol dazu hat sich die

Praxis sog. "Schattenberichte” entwickelt, die von NGO's er-

stellt werden und den Auschuss gezielt auf Schwachstellen

hinweisen, die die Regierunglieber verschwiegen hätte.

Die CEDAW hat mit 166 Ratifizierungeneine fast weltweite

Geltung erlangt. Allerdings fehlen nochdie USA als einziger

Industriestaat sowie einige andere Länder wie derIran und Af-

ghanistan. In den USA scheiterte die Ratifizierung trotz großer

BemühungenderClinton-Regierung am Widerstand der Re-

publikaner, die hauptsächlich die Unterwerfung von US-Recht

unterein internationales Gremium sowie negative Effekte im

Kampf gegen das Recht auf Abtreibung fürchten. Dass es un-

ter Bush zu einer baldigen Ratifizierung kommt,ist somit lei-

der nicht zu erwarten. Die Bundesrepublik Deutschland hat

die CEDAW 1985ratifiziert. 6 Damit hat die Konvention gemäß

Art. 59 Il Grundgesetz (GG) den Rang eines Bundesgesetzes.

Schwächen der CEDAW
Oft wurde das Übereinkommensointerpretiert, als verlange

es nur die schrittweise und nicht, wie in Art. 2 CEDAW fest-

gelegt, unverzügliche Umsetzung der Bestimmungen. Diese

Fehleinschätzung führte dazu, dass die CEDAW immerwie-

der mit dem als "weich" empfundenenIPwirtR in Verbindung

gebracht wurde, der tatsächlich nur eine Rechtsdurchset-

zung "nach und nach” verlangt.

Außerdem wurden gegendie Bestimmungen der CEDAW so

viele Vorbehalte eingelegt wie sonst zu keinem anderen Men-

schenrechtsvertrag. Die Vorbehalte dürfen sich zwar gemäß

Art. 28 Il nicht auf Kernbereiche der CEDAW beziehen, tun es

aber de facto, gerade bei islamischen Staaten, doch. So

legten beispielsweise Bangladesch, Marokko und Libyen

hinsichtlich der ganz zentralen Norm desArt. 2, der das Ver-

bot jeglicher Diskriminierung enthält, einen Totalvorbehalt

insofernein, als Art. 2 gegen die Schariah oder anderesreli-

giöse oder Familienrecht verstößt. Diese Praxis hat zwischen

den Mitgliedsstaaten zu beträchtlichen Kontroversen geführt.

Gleichwohl mag es sinnvoll sein, solche Staaten in der Run-

de der Vertragsparteien zu behalten: Zum einenist zweifel-

haft, ob es zum Vorteil der Frauen in den betreffenden Län-

dern wäre, diese Staaten brüsk aus dem Kreis der Vertrags-

parteien auszuschließen. Zum anderen kann man im Rahmen
des Berichtsverfahrens und der Annäherung durch Dialog

versuchen, eine allmähliche Veränderung der Sichtweisen

herbeizuführen.?

Eine weitere Schwäche der CEDAW wareine ganz praktische,

nämlich die dem Ausschuss zur VerfügungstehendeZeit. Sie

war mit zwei Wochenpro Jahr äußerst kurz bemessen,so kurz

wie für keinen anderen Ausschuss auf dem Feld der Men-
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schenrechte, der Menschenrechtsausschuss nach dem IP-

bürgRtagt beispielsweise neun Wochenjährlich. Grund war

weniger eine bewußte Geringschätzung; man dachte bei der

Ausarbeitung der CEDAW eher an andere Durchsetzungsin-

strumente. Als diese aber nicht zustande kamen, vergaß man

in der Hektik des Formulierungsprozesseseine Erhöhung der

Sitzungsdauer.® Das führte bald zu einem immensen Rück-

stau an Berichten, so dass dieseoft erst vier Jahre nach der

Einreichung durch den Staat behandelt werden konnten. Das

dembotivierte die Staaten verständlicherweiseerheblich, über-

haupt noch zu berichten, zumal nach mehreren Jahren um-

fassende Aktualisierungen nötig waren. Die Anerkennung des

Ausschusses wurde dadurch stark beeinträchtigt.

Fehleneines Individualbeschwerdeverfahrens

Im Gegensatz zur CEDAW sahenetliche Menschenrechts-

pakte schon von Anfang anein Individualbeschwerdeverfah-

ren vor, bei dem sich Betroffene direkt an den Ausschuss wen-

den können, so zum Beispiel das erste Zusatzprotokoll zum

IPbürgR (1966), die Konvention gegen Rassendiskriminie-

rung (1965) oderdie Antifolterkonvention (1984). Bei der Aus-

arbeitung der CEDAW gab es zwar den Gedanken an eine

solches Verfahren. Er wurde aber aufgrund der Meinung, es

handele sich dabei nicht um genügend schwereVerbrechen,

schnell wiederfallen gelassen.

Warum aberist die Möglichkeit einer Individualbeschwerde

wichtig? Angesichts der Tatsache, dass beim Individualbe-

schwerdeverfahren vor dem Menschenrechtsausschuss nur

in 25-35 % der Fälle der betroffene Staat der Entscheidung

des Ausschussesfolgt, könnte man meinen,dies sei kein be-

sonders effektives Überwachungsinstrument. Jedoch würden

zum einen die abstrakten Stellungnahmendes Ausschusses

zu Länderberichten um gesprochenes Rechthinsichtlich ei-

nes konkreten Falls ergänzt. Damit würde einerseits der ge-

naueInhalt der CEDAW deutlicher. Zum anderenerzielte ein

konkreter Fall eine höhere Öffentlichkeit. Dies wiederum wür-

de die Staaten motivieren, die CEDAW umzusetzen, da sie

natürlich Beschwerden vermeiden wollen.

Das Zusatzprotokoll von 1999
Doch seit dem 22.12.2000 gibt es auch im Rahmen der CE-

DAWein Individualbeschwerdeverfahren: an diesem Tagtrat

nämlich das erste Zusatzprotokoll 10 zur CEDAW in Kraft. Die-

ses Individualbeschwerdeverfahren wurde nach dem Vorbild

des ersten Zusatzprotokolls zum IPbürgR eingerichtet, in das

Anmerkungen:

1 Epping in Ipsen, Völkerrecht, 4. A., München 1999, $ 32 Rn. 38.

2 Inkrafttreten: 3.9.1981. Umfassende Informationen unter
http://www.un.org/womenwatch/daw/cedaw/.

3 So Tomuschat, S. 337.
4 So Schöpp-Schilling, Effektivität, S. 209.

5 Vgl. den Schattenbericht von MitarbeiterInnen und Studentinnen
der Humboldt Universität zu Berlin zum Follow-up der Pekinger

Weltfrauenkonferenz: http://www.ilav.nl/european-womenaction-
2000/countries/reports/germany1.htmil.

6 9.8.1985, BGBl. 1985II, S. 648ff.

7 So auch Schöpp-Schilling, Bedeutung und Auswirkungen des
Frauenrechtsübereinkommens,in "20 Jahre Übereinkommenzur

Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW)”,
Tagungsdokumentation des Menschenrechtszentrums der Uni-

versität Potsdam, 2000, S. 13 ff. (20).
8 Schöpp-Schilling, Effektivität, S. 220.
9 Klein in “20 Jahre Übereinkommenzu Beseitigung jeder Form von

Diskriminierung der Frau (CEDAW)”, Tagungsdokumentation des

MenschenrechtszentrumsderUniversität Potsdam, 2000, S. 61 f.

10 Von der UNO-Generalversammlung verabschiedet am 6.10.1999

(Resolution A/54/4).
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aber jahrzehntelange Erfahrungen der Tätigkeit des Men-

schenrechtsausschussesmit einflossen. !'

Wie bei den Beschwerdeverfahren vor anderen Menschen-

rechtsausschüssen müssen die Beschwerdeführerinnenerst

deninnerstaatlichen Rechtsweg ausschöpfen, bevorsie sich

an den CEDAW-Ausschuss wendenkönnen. Wichtige Neue-

rungenim Vergleich zum Individualbeschwerdeverfahren vor

dem Menschenrechtsausschuss sind die Möglichkeiten der

Beschwerde im Namen einer Betroffenen einerseits und

durch eine Opfergruppe andererseits. Damit können Men-

schenrechtsgruppenfür Betroffene tätig werden.

Die vielleicht wichtigste Veränderung betrifft die Beweisauf-

nahme: vor dem Menschenrechtsausschusssind nur "schrift-

liche” Beweisstücke zugelassen. Im CEDAW-ZP taucht das

Wort "schriftlich" nicht mehr auf; damit können nun auch Zeu-

gen oderdie Betroffene selbst gehört werden. Neuist eben-

falls, dass der Ausschuss den Staat um vorläufige Maßnahmen

zur Verhinderung irreparabler Schäden ersuchen kann. Der

Ausschuss hat auch im Rahmen des Beschwerdeverfahrens

keine “echten” Sanktionen, sondern kann nur Empfehlungen an

den betroffenen Staat richten. Zumindest aber muss dieser

jetzt auf die Entscheidung des Ausschusses antworten- eine

weitere Neuerung. Das Individualbeschwerdeverfahren weist

somit im Vergleich zum IPbürgR-ZP sowohlinhaltlich als auch

rechtstechnisch wichtige Verbesserungen auf.

Außerdem enthält das Zusatzprotokoll ein weiteres neuesVer-

fahren zur Durchsetzung der CEDAW: ein sog. Untersu-

chungsverfahren. Danach kann der Ausschuss, wenn er An-

haltspunkte für das Vorliegen schwerwiegender odersyste-

matischer Verletzungen der CEDAW erhält, selbst eine Un-

tersuchunginitiieren. Wichtig ist, dass sich der Ausschuss an

den Ort des Geschehens begebenkann. Wie auch sonst im

diplomatischen Verkehr, ist dazu allerdings die Zustimmung

‚des betroffenen Staates nötig. Bei der Ausarbeitung des CE-

DAW-ZP war die Einführung des Untersuchungsverfahrens

sehr umstritten. Als Kompromiß wurde eine Opting-out-Klau-

sel eingefügt, die es den Staaten ermöglicht, das Untersu-

chungsverfahrenfür sich auszuschließen (Art. 10).12 Sonsti-

ge Vorbehalte zum Zusatzprotokoll sind gemäß Art. 17 CE-

DAW-ZP nicht möglich.

Unter den Schlussbestimmungenfällt die Regelung desArt.

11 auf, nach der der betroffene Staat die Beschwerdeführe-

rin vor jeglicher Misshandlung oder Einschüchterung in Re-

aktion auf die Anrufung des Ausschusses schützen muss.In

der Tat gab es vor dem MenschenrechtsausschussFälle, in

denenBetroffene aufgrund der Beschwerde unter Druck ge-

setzt wurden. 13

Das CEDAW-ZP wurde bislang von 64 Staaten unterzeichnet

und von 15 Staatenratifiziert.'* Das deutsche Umsetzungs-

gesetz wird zur Zeit von der Bundesregierung vorbereitet, mit

einer Verabschiedung durch den Bundestag ist gegen Ende

diesen Jahres zu rechnen. Dassdie Ratifizierung in Deutsch-

land somit erheblich länger dauert als beispielsweise in

Frankreich, Österreich und Italien, hat laut Auskunft des Fa-

milienministeriums keine speziellen Gründe.Bisher seien die

personellen Kapazitäten mit der Ausarbeitung des Lebens-

partnerschaftsgesetzes erschöpft gewesen, Internationales

müsse dannleider hintenanstehen.

Frauenrechte - “Menschenrechte zweiter
Klasse”?
Menschenrechte zur Beseitigung geschlechtsspezifischer

Diskriminierung wurdenlangeZeit nicht als vollwertige Men-

schenrechte angesehen. Neben denbereits oben angeführ-

ten Schwächen der CEDAW selbsthatte das folgendestruk-
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turelle Gründe: '5 Zum einen war die CEDAW innerhalb der

UNOorganisatorisch an die "Division for the Advancementfor

Women” (DAW) in Wien (seit 1993 New York) angebunden,

während alle anderen Menschenrechtsausschüsse in Genf

sitzen. Somit gab es keine. direkte Verknüpfung mit der lau-

fendenArbeit des Genfer Menschenrechiszentrums. Die Vor-

sitzende des CEDAW-Ausschusses nahm auch nicht an den

regelmäßigenTreffen der Vorsitzendenaller Menschenrechts-

auschüsseteil. Zum anderen beschäftigte sich der CEDAW-

Ausschussin seinen ersten zehn Jahren weniger mit rechtli-

chenals mit politischen Themen.

Eine Verbesserung hinsichtlich dieser Punkte trat nach der UN-

Menschenrechtskonferenz 1993 in Wien ein. Dort wurde expli-

zit festgestellt, dass Frauenrechte integraler Bestandteil der

Menschenrechte seien. Zwarsitzt die DAW nach wie vornicht

in Genf, aber die Arbeit zu Menschenrechten im allgemeinen

und zu Frauenrechten im besonderenwird jetzt besser vernetzt.

Ebenso will der CEDAW-Ausschuss zusammenmit den an-

deren MR-Ausschüssenstandardisierte Richtlinien zur Vorla-

ge von Berichten ausarbeiten, die die Pünktlichkeit und Qua-

lität der Berichte erhöhensollen. Außerdem wurde die jährli-

che Arbeitszeit auf zwei mal drei Wochenerhöht.

Frau muss sich der CEDAW bedienen

Ob es die CEDAW vermag,die tatsächliche Gleichberechti-

gung der Geschlechter voranzubringen, hängtvorallemdavon

ab, ob Frauensichihrer bedienen. In Botswana, SriLanka und

Sambia sind wichtige Gesetze aufgrund der CEDAW geändert

worden. '6 In Deutschlandist das-Übereinkommenjedoch na-

hezu unbekannt; wenn es Fortschritte in Frauenfragen gibt,

sind sie zumeist auf EU-Recht oder das Grundgesetz zurück-

zuführen.'!? Die CEDAW beinhaltet aber eine wichtige weitere

Ebene von Recht gegen geschlechtsspezifische Diskriminie-

rung. Wichtig ist also, dass Anwältlnnen und RichterInnen,

Betriebsrätinnen und ArbeitgeberInnen die CEDAW kennen

undihren Inhalt im täglichen Leben anzuwendenversuchen.

Karola Wolprechtist wissenschaftliche Mitarbeiterin an der

Humboldt-Universität zu Berlin.

Anmerkungen:

11 Zu dem folgenden ausführlich Tomuschat, S. 332 ff.

12 Habermann,S. 164.
13 Tomuschat, S. 349.

14 Stand 09.02.2001.

15 Schöpp-Schilling, Effektivität, S. 214 ff.
16 http://www.safnet.com/cedawjother.html.

17 Vgl. auch Franke in "20 Jahre Übereinkommenzu Beseitigung je-

der Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW)", Tagungsdoku-

mentation des MenschenrechtszentrumsderUniversität Potsdam,
2000, S. 63.
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